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Verkehrssicherungspflichten im Wald 
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§ 2 BWG (Wald) 

(1) Wald im Sinne dieses Gesetzes ist jede mit Forstpflanzen 

bestockte Grundfläche. Als Wald gelten auch kahlgeschlagene 

oder verlichtete Grundflächen, Waldwege, Waldeinteilungs- und 

Sicherungsstreifen, Waldblößen und Lichtungen, Waldwiesen, 

Wildäsungsplätze, Holzlagerplätze sowie weitere mit dem Wald 

verbundene und ihm dienende Flächen. 

(2) Kein Wald im Sinne dieses Gesetzes sind  

1.  Grundflächen auf denen Baumarten mit dem Ziel baldiger 

Holzentnahme angepflanzt werden und deren Bestände eine 

Umtriebszeit von nicht länger als 20 Jahren haben 

(Kurzumtriebsplantagen), 
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§ 2 BWG (Wald) 

2.  Flächen mit Baumbestand, die gleichzeitig dem Anbau 

landwirtschaftlicher Produkte dienen (agroforstliche Nutzung), 

3.  mit Forstpflanzen bestockte Flächen, die am 6. August 2010 in dem 

in § 3 Satz 1 der InVeKoS-Verordnung vom 3. Dezember 2004 (BGBl. I 

S. 3194), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 7. Mai 2010 

(eBAnz AT51 2010 V1) geändert worden ist, bezeichneten 

Flächenidentifizierungssystem als landwirtschaftliche Flächen erfasst 

sind, solange deren landwirtschaftliche Nutzung andauert und 

4.  in der Flur oder im bebauten Gebiet gelegene kleinere Flächen, die 

mit einzelnen Baumgruppen, Baumreihen oder mit Hecken bestockt 

sind oder als Baumschulen verwendet werden. 
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§ 14 BWG (Betreten des Waldes) 

(1) Das Betreten des Waldes zum Zwecke der Erholung ist gestattet. 

Das Radfahren, das Fahren mit Krankenfahrstühlen und das Reiten im 

Walde ist nur auf Straßen und Wegen gestattet. Die Benutzung 

geschieht auf eigene Gefahr. Dies gilt insbesondere für 

waldtypische Gefahren. 

 

(2) Die Länder regeln die Einzelheiten. Sie können das Betreten des 

Waldes aus wichtigem Grund, insbesondere des Forstschutzes, der 

Wald- oder Wildbewirtschaftung, zum Schutz der Waldbesucher oder 

zur Vermeidung erheblicher Schäden oder zur Wahrung anderer 

schutzwürdiger Interessen des Waldbesitzers, einschränken und 

andere Benutzungsarten ganz oder teilweise dem Betreten 

gleichstellen. 
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§ 2 LWG BW 

§ 2 Wald 

(1) Wald im Sinne dieses Gesetzes ist jede mit Forstpflanzen (Waldbäume und 

Waldsträucher) bestockte Grundfläche. 

(2) Als Wald gelten auch kahlgeschlagene oder verlichtete Grundflächen, Waldwege, 

Waldeinteilungs- und Sicherungsstreifen, Waldblößen und Lichtungen, Waldwiesen, 

Wildäsungsplätze sowie Holzlagerplätze. 

(3) Als Wald gelten ferner im Wald liegende oder mit ihm verbundene 

1.Pflanzgärten und Leitungsschneisen, 

2.Waldparkplätze und Flächen mit Erholungseinrichtungen, 

3.Teiche, Weiher, Gräben und andere Gewässer von untergeordneter Bedeutung 

unbeschadet der wasser-, fischerei- und naturschutzrechtlichen Vorschriften, 

4.Moore, Heiden und Ödflächen, soweit sie zur Sicherung der Funktionen des 

angrenzenden Waldes erforderlich sind, 

sowie weitere dem Wald dienende Flächen. 
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§ 2 LWG BW 

(4) In der Flur oder im bebauten Gebiet gelegene kleinere 

Flächen, die mit einzelnen Baumgruppen, Baumreihen oder mit 

Hecken bestockt sind oder als Baumschulen verwendet 

werden, Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen sowie 

zum Wohnbereich gehörende Parkanlagen sind nicht Wald im 

Sinne dieses Gesetzes. 

(5) Wald im Sinne der Absätze 1 bis 3 ist in Waldverzeichnisse 

einzutragen. Geschützte Waldgebiete sind als solche zu 

kennzeichnen. Die Waldverzeichnisse werden von der 

Forstbehörde geführt. 
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§ 3 LWG BW 

§ 4 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1.Waldbesitzer: 

Waldeigentümer sowie Nutzungsberechtigte, die unmittelbare Besitzer des 

Waldes sind; 

2.Walderzeugnisse: 

pflanzliche Erzeugnisse des Waldes wie 

a)Waldbäume und -sträucher oder Teile davon, 

b)Samen, Nüsse, Beeren, Zapfen, Pilze und sonstige wildwachsende 

Waldfrüchte (Waldfrüchte), 

c)Moose, Farne, Gräser, Schilf, Blumen und Kräuter (Waldpflanzen), 

d)Harz und Streu; 
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§ 3 LWG BW 

3.Waldwege: 

die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 

Wege im Staats-, Körperschafts- und Privatwald; 

4.Erholungseinrichtungen: 

landschaftsbezogene Einrichtungen im und am 

Wald, die der Erholung der Bevölkerung dienen. 
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§ 9 LWG BW 

§ 9 Erhaltung des Waldes 

(1) Wald darf nur mit Genehmigung der höheren Forstbehörde in eine 

andere Nutzungsart umgewandelt werden (Umwandlung). Bei 

Umwandlungen, die in den Anwendungsbereich des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung fallen, hat das Genehmigungsverfahren 

den in diesem Gesetz geregelten Anforderungen zu entsprechen. 

Umwandlungen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der 

Verwirklichung eines Vorhabens erfolgen, das einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen wird, werden in diese 

Umweltverträglichkeitsprüfung einbezogen. Die Entscheidung ergeht 

im Benehmen mit den beteiligten Behörden; weitergehende 

Vorschriften bleiben unberührt. 
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§ 9 LWG BW 

(2) Bei der Entscheidung über einen Umwandlungsantrag sind 

die Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Interessen des 

Waldbesitzers sowie die Belange der Allgemeinheit 

gegeneinander und untereinander abzuwägen. Die 

Genehmigung soll versagt werden, wenn die Umwandlung mit 

den Zielen der Raumordnung und Landesplanung nicht 

vereinbar ist oder die Erhaltung des Waldes überwiegend im 

öffentlichen Interesse liegt, insbesondere wenn der Wald für die 

Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, die forstwirtschaftliche 

Erzeugung oder die Erholung der Bevölkerung von wesentlicher 

Bedeutung ist. 

 



Rechtsberatung  

©  Rechtsanwalt Dr. Christian Halm 

§ 9 LWG BW 

(3) Zum vollen oder teilweisen Ausgleich nachteiliger 

Wirkungen einer Umwandlung für die Schutz- oder 

Erholungsfunktionen des Waldes kann insbesondere bestimmt 

werden, daß 

1.in der Nähe als Ersatz eine Neuaufforstung geeigneter 

Grundstücke innerhalb bestimmter Frist vorzunehmen ist, 

2.ein schützender Bestand zu erhalten ist, 

3.sonstige Schutz- und Gestaltungsmaßnahmen zu treffen sind. 
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§ 9 LWG BW 

(4) Soweit die nachteiligen Wirkungen einer Umwandlung nicht ausgeglichen 

werden können, ist eine Walderhaltungsabgabe zu entrichten. Das Ministerium 

für Ernährung und Ländlichen Raum (Ministerium) regelt durch 

Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Innenministerium, dem 

Finanzministerium und dem Wirtschaftsministerium die Höhe der 

Walderhaltungsabgabe und das Verfahren ihrer Erhebung. Die Höhe ist nach 

der Schwere der Beeinträchtigung, dem Wert oder dem Vorteil für den 

Verursacher sowie nach der wirtschaftlichen Zumutbarkeit zu bemessen; in 

unbedeutenden Fällen kann von der Erhebung abgesehen werden. § 15 Absatz 

6 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) und § 15 Absatz 4 des 

Naturschutzgesetzes (NatSchG) bleiben unberührt. 

(5) Wird die Umwandlung genehmigt, so ist eine angemessene Frist für ihre 

Durchführung zu setzen. Die Genehmigung erlischt, wenn die Umwandlung 

nach Ablauf der Frist nicht begonnen ist. 
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§ 9 LWG BW 

(6) Wird die Umwandlung ohne Genehmigung begonnen, so ist die 

Fläche innerhalb einer von der Forstbehörde zu bestimmenden Frist 

wieder aufzuforsten, soweit die Genehmigung nicht nachträglich erteilt 

wird. Zum Ausgleich von Beeinträchtigungen der Schutz- oder 

Erholungsfunktionen können Auflagen über die Art der 

Wiederaufforstung erteilt werden. 

(7) Die Beseitigung des Baumbestandes zur Anlage forstbetrieblicher 

Einrichtungen einschließlich Erholungseinrichtungen (§ 4 Nr. 4) sowie 

die Anlage von Leitungsschneisen ist keine Umwandlung. Sie bedarf 

jedoch mit Ausnahme der Anlage von Waldwegen bei Flächen ab ein 

Hektar Größe der Genehmigung der Forstbehörde. 
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§ 37 LWG BW 

§ 37 Betreten des Waldes 

(1) Jeder darf Wald zum Zwecke der Erholung betreten. Das Betreten des 

Waldes erfolgt auf eigene Gefahr. Neue Sorgfalts- oder 

Verkehrssicherungspflichten der betroffenen Waldbesitzer oder sonstiger 

Berechtigter werden dadurch, vorbehaltlich anderer Rechtsvorschriften, nicht 

begründet. Wer den Wald betritt, hat sich so zu verhalten, daß die 

Lebensgemeinschaft Wald und die Bewirtschaftung des Waldes nicht gestört, 

der Wald nicht gefährdet, beschädigt oder verunreinigt sowie die Erholung 

anderer nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Organisierte Veranstaltungen bedürfen der Genehmigung durch die 

Forstbehörde. 
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§ 37 LWG BW 

(3) Das Fahren mit Krankenfahrstühlen (auch mit Motorantrieb), 

das Radfahren und das Reiten im Wald sind nur auf Straßen 

und hierfür geeigneten Wegen gestattet. Auf Fußgänger ist 

Rücksicht zu nehmen. Nicht gestattet sind das Reiten auf 

gekennzeichneten Wanderwegen unter 3 m Breite und auf 

Fußwegen, das Radfahren auf Wegen unter 2 m Breite sowie 

das Reiten und Radfahren auf Sport- und Lehrpfaden; die 

Forstbehörde kann Ausnahmen zulassen. § 45 Absatz 2 Satz 2 

NatSchG bleibt unberührt. 
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§ 37 LWG BW 

(4) Ohne besondere Befugnis ist nicht zulässig 

1.das Fahren und das Abstellen von Kraftfahrzeugen oder Anhängern im Wald, 

2.das Zelten und das Aufstellen von Bienenstöcken im Wald, 

3.das Betreten von gesperrten Waldflächen und Waldwegen, 

4.das Betreten von Waldflächen und Waldwegen während der Dauer des 

Einschlags oder der Aufbereitung von Holz, 

5.das Betreten von Naturverjüngungen, Forstkulturen und Pflanzgärten, 

6.das Betreten von forstbetrieblichen und jagdbetrieblichen Einrichtungen. 

(5) Der Waldbesitzer hat die Kennzeichnung von Waldwegen zur Ausübung des 

Betretens zu dulden. Die Kennzeichnung bedarf der Genehmigung der 

Forstbehörde. 
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§ 37 LWG BW 

(6) Die Vorschriften des Straßenverkehrsrechts bleiben unberührt, ebenso 

andere Vorschriften des öffentlichen Rechts, die das Betreten des Waldes 

(Absatz 1 und Absatz 3) einschränken oder solche Einschränkungen zulassen. 

(7) Zäune sind auf das zur Durchführung einer ordnungsgemäßen 

Forstwirtschaft notwendige Maß zu beschränken und dürfen das zulässige 

Betreten des Waldes unbeschadet des Absatzes 4 Nr. 2 bis 5 nicht verhindern 

oder unzumutbar erschweren. Zäune sind zu beseitigen, soweit sie nicht für die 

Erhaltung der Bewirtschaftung des Waldes erforderlich sind. Die Beseitigung 

von Zäunen, die nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften angeordnet 

worden sind, kann nur im Einvernehmen mit der hierfür zuständigen Behörde 

verlangt werden. 
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§ 38 LWG BW 

§ 38 Sperren von Wald 

(1) Der Waldbesitzer kann aus wichtigem Grund, insbesondere aus Gründen des 

Forstschutzes, der Wald- und Wildbewirtschaftung, zum Schutze der Waldbesucher, zur 

Vermeidung erheblicher Schäden oder zur Wahrung anderer schutzwürdiger Interessen 

des Waldbesitzers das Betreten des Waldes einschränken (Sperrung). Die Sperrung bedarf 

der Genehmigung der Forstbehörde. Die Sperrung kann auch von Amts wegen erfolgen. 

Die höhere Forstbehörde wird ermächtigt, Waldgebiete aus den Gründen des Satzes 1 

durch Rechtsverordnung zu sperren. 46 Abs. 1 und 2 des Naturschutzgesetzes findet keine 

Anwendung. 

(2) Eine Sperrung für die Dauer bis zu zwei Monaten bedarf keiner Genehmigung. Sie ist 

der Forstbehörde unverzüglich anzuzeigen; sie kann die Aufhebung der Sperre anordnen. 

(3) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Art und Kennzeichnung 

der Sperrung zu bestimmen. 

 



Rechtsberatung  

©  Rechtsanwalt Dr. Christian Halm 

§ 2 LWG BW 

§ 83 Allgemeine Ordnungswidrigkeiten 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1.entgegen § 37 Abs. 3 im Wald außerhalb von Straßen und Wegen oder auf 

gekennzeichneten Wanderwegen unter 3 Meter Breite, auf Fußwegen oder auf Sport- und 

Lehrpfaden reitet, oder im Wald außerhalb von Straßen und Wegen oder auf Wegen unter 

2 Meter Breite oder auf Sport- und Lehrpfaden radfährt, 

2.entgegen § 37 Abs. 1 im Wald die Erholung anderer Waldbesucher beeinträchtigt, 

insbesondere durch ungebührlichen Lärm, wie Schreien, Gröhlen, Mißbrauch von 

Musikinstrumenten oder Musikapparaten, 

3.entgegen § 37 Abs. 4 Wald oder forstbetriebliche oder jagdbetriebliche Einrichtungen, 

deren Betreten nicht zulässig ist, unbefugt betritt, 

4.entgegen § 37 Abs. 4 unbefugt fährt, Kraftfahrzeuge oder Anhänger abstellt, zeltet oder 

unbefugt Verkaufsstände aufstellt, 
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§ 2 LWG BW 

5.entgegen § 37 Abs. 2 organisierte Veranstaltungen ohne Genehmigung der 

Forstbehörde durchführt oder an solchen Veranstaltungen teilnimmt, 

6.entgegen § 41 Abs. 3 in der Zeit vom 1. März bis 31. Oktober im Wald 

unbefugt raucht, 

7.einer auf Grund von § 70 Nr. 2 oder 3 ergangenen Polizeiverordnung 

zuwiderhandelt, wenn diese ausdrücklich auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

8.Erholungseinrichtungen im Wald mißbräuchlich benutzt oder verunreinigt oder 

im Bereich von Kinderspielplätzen, Spiel- und Liegewiesen und 

Wassertretanlagen Hunde frei laufen läßt, 

9.im Wald Vorrichtungen, die zum Sperren von Wegen oder die dem Schutz der 

Einrichtungen nach § 37 Abs. 4 Nr. 5 und 6 dienen, unbefugt öffnet, offenstehen 

läßt, entfernt oder unbrauchbar macht, 
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§ 2 LWG BW 

10.im Wald Zeichen oder Vorrichtungen, die zur Abgrenzung, Absperrung, Vermessung 

oder als Wegweiser dienen, oder Zeichen, die zur Kennzeichnung an Walderzeugnissen 

angebracht sind, unbefugt zerstört, beschädigt, unbrauchbar macht, verändert oder 

entfernt, 

11.im Wald Zeichen oder Vorrichtungen der in Nummer 10 genannten Art unbefugt 

anbringt, 

12.das zur Bewässerung eines Waldgrundstückes dienende Wasser unbefugt ableitet und 

dadurch dieses oder ein anderes Waldgrundstück nachteilig beeinflußt oder Gräben, Wälle, 

Rinnen oder andere Anlagen, die der Be- oder Entwässerung von Waldgrundstücken 

dienen, unbefugt verändert, beschädigt oder beseitigt, 

13.geerntete Walderzeugnisse unbefugt von ihrem Standort entfernt, ihre Stützen 

wegnimmt oder diese umwirft, 

14.im Wald Aufschüttungen oder Abgrabungen unbefugt vornimmt, 

15.im Wald Ameisenhaufen zerstört oder beschädigt oder Ameisen oder deren Puppen 

unbefugt einsammelt, 

16.im Wald unbefugt Vieh treibt, Vieh weidet oder weiden läßt. 
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§ 2 LWG BW 

(3) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig einer auf Grund dieses Gesetzes 

ergangenen Rechtsverordnung, Satzung oder 

Anordnung zuwiderhandelt, wenn diese für einen 

bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 

verweist. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 

bis zu 2500 Euro, in besonders schweren Fällen bis 

zu 10 000 Euro, geahndet werden. 
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LG Heidelberg, Urteil vom 03.08.2011 Az.: 5 O 39/11 

Grundsätze der Verkehrssicherungspflicht: 

-Kein Verbot andere vor Selbstgefährdung zu bewahren 

- wer sich in Alltagsgefahren begibt, trägt das Risiko 

selbst 

- Haftung für Gefahren, die über das allgemeine 

Lebensrisiko hinausgehen 

- eine Verkehrssicherungspflicht, die jede Schädigung 

ausschließt, kann nicht gefordert werden 
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LG Heidelberg, Urteil vom 03.08.2011 Az.: 5 O 39/11 

Brandkrustenpilz 
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LG Heidelberg, Urteil vom 03.08.2011 Az.: 5 O 39/11 

Brandkrustenpilz 
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OLG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 14.07.2006, Az.10 U 24/06 
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OLG Karlsruhe, Urteil vom 08.12.2010, Az: 7 U 13/10 

Der abgestürze Jogger 
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LG Arnsberg, Urteil vom 07.04.2006, Az.: 2 O 233/04 

Spitznasige Rippen sind Indikatoren für Risse im 

Holzkörper. Sie entstehen bei tiefgehenden Rissen. Der 

Baum schafft es nicht, die Rissbildung durch vorgelagerte 

Jahresringe aufzuhalten. Der Riss im Holzkörper reißt 

immer wieder auf. Bei stumpfnasigen Rippen (kurzer 

Riss) wurde die Rissbildung im Holzkörper durch viele 

Jahresringe verschlossen. 
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Brandenburg. OLG, Urteil vom 28.06.2011, Az.: 2 U 16/10 

Was gehört zur Straße  
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LG Koblenz, Urteil vom 23.05.2008, Az.: 5 O 347/07 

Bäume und zweiter und dritter Reihe 
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OLG Saarbrücken, Urteil vom 29.06.2010, Az. 4 U 482/09 

Nur eine gefällte Pappeln ist eine gute Pappel 

 

 

 

 

 

Anders: 

OLG Koblenz, Urteil vom 14.02.2001, Az: 1 U 1161/99 
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OLG Hamm, Urteil vom 15.04.2010, Az.: 6 U 160/09 

Keine Haftung für Bäume ohne Defektsymtome, 

die infolge Wurzelfäule umstürzen  
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LG Arnsberg, Urteil vom 07.04.2006, Az.: 2 O 233/04 

Stämmlinge und Kontrollpflicht 
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OLG Düsseldorf, Urteil vom 21.05.2008, Az.: I-15 I 124/05 

Zwiesel und Bombensplitter 
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OLG Bamberg, Urteil vom 17.03.2008, Az: 4 U 179/07 

Der Holzsteg im Wald 

 



Rechtsberatung  

©  Rechtsanwalt Dr. Christian Halm 

OLG Düsseldorf, Urteil vom 09.01.2008, Az.: I-19 U 28/07 

Radfahrer im Wald 
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LG Arnsberg, Urteil vom 25.10.2007, Az.: 2 O 293/06 

Wer zu schlank ist, muss untersucht werden 
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OLG Hamm, Urteil vom 10.08.2007, Az.: 9 U 25/06 

Verkehrssicherungspflichverletzung durch 

gepoldertes Holz 
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LG Tübingen, Urteil vom 03.02.2006, Az.: 2 O 292/05 

 Haftung im Inneren des Bestandes 
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LG Tübingen, Urteil vom 03.02.2006, Az.: 2 O 292/05 

Haftung auf Wegen und Bänken 
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LG Tübingen, Urteil vom 03.02.2006, Az.: 2 O 292/05 

Spielplätzen, Schutzhütten, Skiloipen 

 

 



Rechtsberatung  

©  Rechtsanwalt Dr. Christian Halm 

LG Tübingen, Urteil vom 03.02.2006, Az.: 2 O 292/05 

Naturnahe Waldbewirtschaftung 
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Haftung auf Premiumwanderwegen 
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OLG Celle, Urteil vom 20.12.2005, Az.: 14 U 147/05 

Haftung für Trampelpfade 

 



Rechtsberatung  

©  Rechtsanwalt Dr. Christian Halm 

LG Gera, Urteil vom 12.12.2005, Az: 4 O 2007/04 

Haftung für Schächte im Wald 
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LG Braunschweig, Urteil vom 25.09.2002, Az.: 2 O 2817/01 

Totholz neben einem Wanderweg 
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OLG Saarbrücken, Urteil vom 09.11.2011, Az.: 1 U 177/10 

Verkehrssicherungspflicht im stark frequentierten 

Erholungswald 
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BGH, Urteil vom 02.10.2012, Az: VI ZR 311/11 

Die Erlösung 
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Umfassende Warnung 
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Impressionen aus der Eilenriede 
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 Impressionen aus der Eilenriede 
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 Impressionen aus der Eilenriede 
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 Impressionen aus der Eilenriede 
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Wo kein Kläger ist braucht man keinen Anwalt 
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Kontakt 

Rechtsanwalt Dr. Christian Halm  

RAe Halm & Preßer 

Lutherstraße 14 

66538 Neunkirchen 

Telefon: 06821/92100 

Telefax:  06821/921050 

E-Mail:  dr.halm@halm-presser.de 

www.agrarjurist.de 

http://www.agrarjurist.de/

